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Vorwort 

Mit Blick auf die COVID-19-Pandemie lässt 

sich nach fast dreijähriger Krisenzeit nun er-

freulicherweise feststellen, dass wir diese 

mit außerordentlicher Disziplin, gegenseiti-

ger Rücksichtnahme, dem Ausbau unserer 

digitalen Infrastruktur und einem ungebro-

chen hohen Arbeitseinsatz aller Angehöri-

gen des Hauses ohne Qualitätsverlust bei 

weiterhin hohen Erledigungszahlen hervor-

ragend gemeistert haben.  

Das Jahr 2022 erwies sich für den Bundes-

gerichtshof zugleich als ein weiteres Jahr 

mit konstant hohen Eingangszahlen und be-

sonderen Herausforderungen vor allem an-

gesichts der sogenannten Massenverfah-

ren.   

Die bei den Zivilsenaten eingegangenen 

Revisionen und Nichtzulassungsbeschwer-

den lagen im Jahr 2022 nur unwesentlich 

unterhalb des bisherigen Spitzenwerts an 

Eingangszahlen im Vorjahr. Dabei sind die 

Revisionen und Nichtzulassungsbeschwer-

den aus dem Rechtsgebiet der unerlaubten 

Handlungen, zu denen die sog. „Diesel -

Fälle“ zählen, nochmals um 15 % auf 2.064 

Fälle im Jahr 2022 angestiegen. Der schnel-

len und effizienten Bewältigung dieser und 

in Zukunft zu erwartender vergleichbarer 

Massenverfahren gilt deshalb beim Bundes-

gerichtshof genauso wie bei den Instanzge-

richten ein besonderes Augenmerk. Die Er-

fahrung der letzten Jahre zeigt deutlich, 

dass zügige Leitentscheidungen des Bun-

desgerichtshofs zentrale Bedeutung zur  

effizienten Erledigung der Verfahren haben.  

 

Weder die Musterfeststellungsklage noch 

die geplante Umsetzung der Europäischen 

Verbandsklagerichtlinie sind geeignete Mit-

tel, solche für die erst- und zweitinstanzlich 

tätigen Gerichte dringend notwendigen Lei-

tentscheidungen rasch herbeizuführen. Der 

Bundesgerichtshof wird daher gemeinsam 

mit dem Bayerischen Obersten Landesge-

richt, den Oberlandesgerichten und dem 

Kammergericht auf der Grundlage konkreter 

Vorschläge Änderungen der Zivilprozess-

ordnung fordern, die angebahnte Leitent-

scheidungen des Bundesgerichtshofs bei 

hierfür vorab festgelegten Verfahren mit be-

sonderer Bedeutung für eine Vielzahl 

gleichgelagerter Fälle stets ermöglichen.   
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Auch im Bereich der Strafsenate  sind die 

Eingänge gegenüber dem Vorjahr nur leicht 

gesunken. Die Zahl der Revisionen und Vor-

legungssachen l iegt mit über 3.000 Fällen in 

etwa auf dem konstant hohen Niveau der 

letzten zehn Jahre. Im Bereich der Ermitt-

lungsrichter ist es im letzten Jahr zu einem 

besonders starken Anstieg um über 50 % 

auf 3.298 ermittlungsrichterliche Maßnah-

men gekommen.  

Vor diesem Hintergrund beobachtet der 

Bundesgerichtshof mit großer Sorge, dass 

durch in absehbarer Zeit voraussichtlich be-

deutende Änderungen sowohl der Zivil - als 

auch der Strafprozessordnung weitere er-

hebliche Belastungen auf das Gericht zu-

kommen werden, die nicht den Aufgaben ei-

nes Revisionsgerichts entsprechen. So er-

wartet der Bundesgerichtshof bei Einfüh-

rung der audio-visuellen Dokumentation der 

Hauptverhandlung in Strafsachen auf der 

Grundlage der derzeit vorgesehenen Rege-

lungen zukünftig eine Vielzahl „standardi-

siert“ erhobener Rügen, die im Widerspruch 

zum sogenannten Rekonstruktionsverbot 

stehen werden. Das wird weder dem grund-

sätzlich berechtigten Anliegen, den Straf-

prozess zu modernisieren, effizienter und 

praxistauglicher auszugestalten, noch den 

hohen Anforderungen an die Wahrheitsfin-

dung, materielle Gerechtigkeit und den 

Rechtsfrieden gerecht. Beim Bundesge-

richtshof wird die Reform zu solchen Mehr-

aufwänden führen, dass damit personelle, 

sächliche und organisatorische Fragen auf-

geworfen sind, die in der Summe die Ar-

beitskraft erheblich beeinträchtigen werden.  

Auch im Bereich des Zivilprozesses würden 

je vorgesehene weitere Rechtsbehelfe zu 

einer Verzögerung der Bearbeitungszeiten 

und einer Verringerung der Effektivität der 

Zivilsenate führen, die durch die bisher er-

sichtlichen Begründungen an einen Reform-

bedarf in keiner Weise gerechtfertigt er-

scheinen.  

Die Projekte zur Einführung der elektroni-

schen Gerichtsakte und einer zunehmend 

digitalisierten Kommunikation mit den Ver-

fahrensbeteiligten wurden 2022 weiter aktiv 

vorangetrieben und führen bereits heute zu 

wesentlichen Änderungen der richterlichen 

und der Arbeitsweise der weiteren Beschäf-

tigten beim Bundesgerichtshof. Auch inso-

weit sind im Jahr 2023 weitere erhebliche 

Anstrengungen nötig, um die Digital isierung 

und Modernisierung zu gestalten.  

In europäischer und weltpolitischer Hinsicht 

wurde das Jahr 2022 in besonders ein-

schneidender Weise durch den verbrecheri-

schen russischen Angriffskrieg auf die Uk-

raine und das seitdem anhaltende Kriegsge-

schehen an den Rändern Europas geprägt. 

Dem Bundesgerichtshof und auch mir per-

sönlich ist es ein wichtiges Anliegen, vor al-

lem über das Netzwerk der Präsidentinnen 

und Präsidenten der Obersten Gerichtshöfe 

der Europäischen Union in einem stetigen 

Austausch mit den ukrainischen Kolleginnen 

und Kollegen zu bleiben und ihre Anstren-

gungen für einen funktionierenden Rechts-

staat in ihrem Land zu unterstützen. Im Ok-

tober 2022 hat das Netzwerk dem Präsiden-

ten des Obersten Gerichtshofs der Ukraine 

demzufolge u.a. den Beobachter-Status in 

unserem Netzwerk zuerkannt.  
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Ebenso unerlässlich ist der fortgesetzte Di-

alog mit unseren bisherigen Justizpartnern 

in Europa, um das Rechtsstaatsprinzip und 

die institutionelle Unabhängigkeit der Justiz 

in allen Mitgliedsstaaten der Union zu be-

wahren und zu stärken. Die enge Zusam-

menarbeit innerhalb der europäischen Jus-

tizfamilie zur Verteidigung unserer gemein-

samen Werteordnung bleibt für mich als 

Präsidentin des Bundesgerichtshofs und 

des Netzwerks auch im Jahr 2023 ein dring-

liches Anliegen. 

 

Kar ls ruhe,  im März  2023  

 

 

 

.  
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Allgemeines  

Beim Bundesgerichtshof bestanden im Jahr 

2022 

 13 Zivilsenate, 

 ein Hilfszivilsenat sowie 

 sechs Strafsenate, von denen der       

5. und der 6. Strafsenat ihren Sitz in 

Leipzig haben. 

 

 

Für besondere Materien sind unverändert 

acht Spezialsenate eingerichtet: 

 Kartellsenat 

 Dienstgericht des Bundes 

 Senat für Notarsachen 

 Senat für Anwaltssachen 

 Senat für Patentanwaltssachen 

 Senat für Landwirtschaftssachen 

 Senat für Wirtschaftsprüfersachen 

 Senat für Steuerberater- und Steuerbe-

vollmächtigtensachen. 
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Personalentwicklung 

I. Richterplanstel len  

Die Zahl der Richterplanstellen hat sich im 

Jahr 2022 um eine Stelle auf 153 erhöht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

II. Personalveränderungen 

Ausgeschiedene Mi tg l ieder  des Ger ichts  

Im Jahr 2022 sind ausgeschieden: 

 Frau VRinBGH Beate Sost-Scheible  

(4. StS) 

 Frau RinBGH Dr. Ursula Schneider 

(6. StS) 

 Herr RiBGH Martin Bender (4. StS) 

 Herr VRiBGH Prof. Dr. Ingo Drescher 

(II. ZS) 

 Frau VRinBGH Barbara Mayen (IV. ZS) 

 Frau VRinBGH Dr. Christina Strese-

mann (V. ZS und LandwS) 

 Herr VRiBGH Dr. Rolf Raum (1. StS) 

 Herr RiBGH Prof. Dr. Peter König 

(6. StS)  

 Herr VRiBGH Dietmar Grupp (IX. ZS) 

 

 

 

 

 Herr VRiBGH Hans-Joachim Dose 

(XII. ZS)  

 Herr RiBGH Dr. Bernhard Schneider 

(VIII. ZS) 

Ferner wurde RiBGH Dr. Grabinski (X. ZS) 

zum Präsidenten des Berufungsgerichts des 

Einheitlichen Patentgerichts in Luxemburg 

gewählt und ab November 2022 dorthin zu-

gewiesen. Die Zuweisung der ebenfalls zur 

Richterin am Berufungsgericht des Einheit-

lichen Patentgerichts in Luxemburg gewähl-

ten RinBGH Dr. Rombach (X. ZS) steht noch 

aus.        
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Abb.1 Entwicklung der Richterplanstellen im Zehnjahresverlauf  
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Neue Mi tg l ieder  des Ger ichts  

Im Jahr 2022 sind neu eingetreten: 

 Herr RiBGH Volker Messing aus Nord-

rhein-Westfalen (4. StS) 

 Herr RiBGH Alexander Weinland aus 

dem Saarland (IX. ZS)  

 Frau RinBGH Elke Adams aus Nieder-

sachsen (II. ZS, ErmRi IV)  

 Herr RiBGH Sascha Piontek aus       

Nordrhein-Westfalen (IV. ZS)  

 Frau RinBGH Stephanie Munk aus Nie-

dersachsen (1. StS) 

 

 

 

 Herr RiBGH Olaf Arnoldi aus Berlin  

(6. StS) 

 Frau RinBGH Dr. Nadine Grau aus 

Nordrhein-Westfalen (V. ZS) 

 Frau RinBGH Dr. Ulrike Holzinger aus 

Bayern (KartS/XIII. ZS)  

 Frau RinBGH Dr. Gundula Momsen-

Pflanz aus Bremen (4. StS) 

 

 

Im Jahr 2022 wurden zu Vorsitzenden Rich-

terinnen und Richtern am Bundesgerichts-

hof ernannt:  

 Herr VRiBGH Prof. Dr. Wolfgang Kirch-

hoff, dem KartS/XIII. ZS als Vorsitzen-

der zugewiesen 

 Frau VRinBGH Dr. Rhona Fetzer, dem 

VIII. ZS als Vorsitzende zugewiesen 

 Herr VRiBGH Dr. Andreas Quentin, dem 

4. StS als Vorsitzender zugewiesen 

 Herr VRiBGH Manfred Born, dem II. ZS 

als Vorsitzender zugewiesen 

 

 Herr VRiBGH Prof. Dr. Christoph 

Karczewski, dem IV. ZS als Vorsitzen-

der zugewiesen 

 Frau VRinBGH Dr. Bettina Brückner, 

dem V. ZS und dem LandwS als Vorsit-

zende zugewiesen 

 

 

 

 

  

Neue Vors i tzende Richte r innen und Rich ter  



 

10 
 

Ausbl ick  

Im Jahr 2023 werden in den Ruhestand tre-

ten (bzw. die Freistellungsphase der Alters-

teilzeit beginnen): 

 Herr VRiBGH Dr. Ulrich Franke (2.  StS) 

 Frau RinBGH Ilse Lohmann (IX. ZS) 

 

Zur Richterin bzw. zum Richter des Bundes-

verfassungsgerichts wurden im Januar 2023 

ernannt:  

 Frau VRinBGH Dr. Rhona Fetzer 

(VIII. ZS) 

 Herr RiBGH Thomas Offenloch (VI. ZS) 
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I.  Zivilsenate 

Zivi lsachen insgesamt  

Die Zahl der eingegangenen Rechtssachen 

lag im Jahr 2022 bei 6.624. Gegenüber dem 

Jahr 2021 ist das ein geringfügiger Rück-

gang um knapp 1 %. Die Zahl der Erledigun-

gen belief sich im Jahr 2022 auf 6.013.  

Revis ionen  und Nichtzu lassungsbe-

schwerden  

Neueingänge  

Im Jahr 2022 sind bei den Zivilsenaten 689 

zugelassene Revisionen und 4.148 Nichtzu-

lassungsbeschwerden eingegangen. Die 

Summe von 4.837 Revisionen und Nichtzu-

lassungsbeschwerden liegt damit um knapp 

2 % unter dem Vorjahresniveau. Dabei sind 

die zugelassenen Revisionen um 14,6 % zu-

rückgegangen, während die Zahl der Nicht-

zulassungsbeschwerden um 0,5 % leicht an-

gestiegen ist.  

Es handelt sich nach dem bisherigen 

Höchstwert im Jahr 2021 um die zweit-

höchste Zahl an zugelassenen Revisionen 

und Nichtzulassungsbeschwerden, die je in-

nerhalb eines Kalenderjahrs beim Bundes-

gerichtshof eingegangen sind (vgl. hierzu 

die Übersicht in Anlage 1 und Abbildung 

3). Die Anzahl der zugelassenen Revisionen 

ist im Vergleich zu dem Wert des Jahres 

2020 um 44,8 % gesunken, liegt aber immer 

noch um 35,9 % über dem Wert vor dem be-

sonders starken Anstieg im Jahr 2020. 

Unverändert sind die Eingangszahlen bei  

den Nichtzulassungsbeschwerden seit Ok-

tober 2011 stark angestiegen. Das beruht 

maßgeblich auf der damaligen Änderung 

des § 522 ZPO: Nach § 522 Abs. 3 ZPO kön-

nen seither auch Beschlüsse, mit denen das 

Berufungsgericht die Berufung nach § 522 

Abs. 2 ZPO zurückgewiesen hat,  

mit der Nichtzulassungsbeschwerde ange-

griffen werden. Die Zahl der Nichtzulas-

sungsbeschwerden gemäß § 522 Abs. 3 

ZPO lag im Jahr 2022 mit 1.931 unter dem 

Vorjahresniveau (2021: 2.035), aber noch 

deutlich über dem der vorangegangenen 

Jahre (2020: 1.512, 2019: 1.221 und 2018: 

1.298).   

Überblick über die Geschäftsentwicklung 
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Abb.2 Revisionen und Nichtzulassungsbe-

schwerden in Zivilsachen im Jahr 2022 

(Stichtag Jahresende) 
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Erled igungen 

Im Jahr 2022 wurden insgesamt 4.284 Revi-

sionen und Nichtzulassungsbeschwerden 

erledigt, was einem leichten Rückgang von 

3,1 % im Vergleich zum Vorjahr entspricht. 

Von den insgesamt 3.386 erledigten Nicht-

zulassungsbeschwerden und Anträgen auf 

Zulassung der Sprungrevision führten ledig-

lich 189 zur Zulassung der Revision durch 

den Bundesgerichtshof. Die Erfolgsquote 

(5,6 %) liegt leicht unterhalb des Vorjahres-

niveaus (6,3 %). Die Anzahl der Erledigun-

gen durch Urteil ist im Vergleich zum Vor-

jahr nochmals gestiegen (520 gegenüber 

482). 1.697 Revisionen und Nichtzulas-

sungsbeschwerden wurden zurückgenom-

men oder als unzulässig verworfen. Das 

sind etwa 9 % mehr als im Vorjahr (1.558). 

Ver fahrensdauer  

Von den durch Urteil oder Beschluss nach 

§ 544 Abs. 9 ZPO abgeschlossenen Revis i-

onsverfahren und Berufungen in Patentsa-

chen wurden 36,2 % (Vorjahr: 28,5 %) inner-

halb eines Jahres ab dem Eingang des 

Rechtsmittels erledigt. In 53,1 % der Fälle 

lag die Verfahrensdauer zwischen einem 

und zwei Jahren (Vorjahr: 54,8 %). 10,7 % 

der Verfahren dauerten länger als 2 Jahre 

(Vorjahr: 16,6 %).  

Bei den Nichtzulassungsbeschwerden (ein-

schließlich der Anträge auf Zulassung der 

Sprungrevision) erfolgte die Entscheidung 

über die Zulassung in 64,1 % der Verfahren 

innerhalb von 12 Monaten ab dem Eingang 

des Rechtsmittels (Vorjahr: 65,6 %). Wei-

tere 32,5 % dieser Verfahren wurden inner-

halb des zweiten Jahres erledigt (Vorjahr : 

30,8 %). In 3,4 % der Fälle dauerte das Ver-

fahren länger als 2 Jahre (Vorjahr: 3,5 %). 

Anhängig am Jahresende  

Die Zahl der Ende 2022 offenen Revisionen 

und Nichtzulassungsbeschwerden ist im 

Vergleich zum Vorjahr um 12,9 % auf 4.853 

gestiegen, was durch die deutlich gestie-

gene Zahl der Neueingänge in den letzten 

drei Jahren zu erklären ist.   

Abb.3 Revisionen und Nichtzulassungsbeschwerden in Zivilsachen im Zehnjahresverlauf ab 2013 

(Stichtag Jahresende) 
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Beschwerden,  Rechtsbeschwerden und 

ähnl iche Verfahren  

Neueingänge  

Im Jahr 2022 sind bei den Zivilsenaten 

1.787 weitere Rechtssachen (Rechtsbe-

schwerden, Berufungen in Patentsachen, 

Gerichtsstandbestimmungen, Verwaltungs-

streitverfahren bei den Spezialsenaten, Pro-

zesskostenhilfeanträge, sonstige Be-

schwerden) eingegangen; das entspricht ei-

nem Anstieg von knapp 2 % im Vergleich 

zum Vorjahr. 

Den zahlenmäßig größten Raum (81%, ab-

solut: 1.448) unter den weiteren Rechtssa-

chen nehmen die Rechtsbeschwerden (ein-

schließlich besonderer spezialgesetzlich 

geregelter Nichtzulassungsbeschwerdever-

fahren) ein. Ihre Zahl ist im Vergleich zum 

Vorjahr etwa konstant (1.401).  

 

Er led igungen  

Im Jahr 2022 wurden insgesamt 1.729 die-

ser weiteren Rechtssachen erledigt; das 

sind 6,7 % weniger als im Vorjahr. In der 

zahlenmäßig größten Gruppe, den Rechts-

beschwerden (einschließlich spezialgesetz-

licher Nichtzulassungsbeschwerden), sank 

die Zahl der Erledigungen um 10,2 % auf 

1.372.  

Darunter waren 886 Rechtsbeschwerden im 

engeren Sinn, also ohne spezialgesetzliche 

Nichtzulassungsbeschwerden. Von diesen 

Rechtsbeschwerden wurden 253 (28,6 %) 

durch Verwerfung nach § 574 Abs.  2 ZPO 

oder Zurückweisung nach § 74a FamFG 

bzw. sonstige Sachentscheidung erledigt, 

166 durch Verwerfung aus sonstigen Grün-

den und 467 durch Rücknahme oder auf 

sonstige Weise.  

Ver fahrensdauer  

58 % der Rechtsbeschwerdeverfahren 

(ohne spezialgesetzliche Nichtzulassungs-

beschwerden) konnten – gerechnet ab Ein-

gang beim BGH – innerhalb von sechs Mo-

naten und weitere 19,1 % innerhalb eines 

Jahres abgeschlossen werden. In 22,9 % 

der Fälle lag die Verfahrensdauer über 

12 Monaten. 

Anhängig am Jahresende  

Von den Rechtsbeschwerden und sonstigen 

Rechtssachen blieben Ende 2022 insge-

samt 1.033 Verfahren anhängig, davon 814 

Rechtsbeschwerden (einschließlich spezial-

gesetzlicher Nichtzulassungsbeschwerden).    
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I I . Strafsenate 

Strafsachen insgesamt  

Die Zahl der Neueingänge bei den Strafse-

naten belief sich im Jahr 2022 insgesamt 

auf 3.526 und ist damit gegenüber dem Vor-

jahresniveau (3.705) um 4,8 % gesunken. 

Erledigt wurden 3.408 Verfahren - 4 % we-

niger als im Vorjahr.  

Im Rahmen der ermittlungsrichterlichen Tä-

tigkeit ist der Arbeitsanfall um 54,7 % auf 

insgesamt 3.298 Sachen gestiegen.  

Wie im Vorjahr fallen die Staatsschutzsa-

chen, welche auch den weit überwiegenden 

Anteil bei den ermittlungsrichterlichen 

Handlungen bilden, ins Gewicht.   

Revis ionen  und Vor legungssachen  

Neueingänge  

Die Neueingänge im Bereich der strafrecht-

lichen Revisionen und Vorlegungssachen 

lagen im Jahr 2022 mit 3.025 auf weiterhin 

hohem Niveau. Gegenüber dem Vorjahr war 

ein Rückgang um 7 % zu verzeichnen (vgl. 

zur Entwicklung insgesamt die Übersicht 

in Anlage 2 und die Abbildung 5).   

Erled igungen  

Im Jahr 2022 wurden insgesamt 3.058 Revi-

sions- und Vorlegungssachen erledigt (im 

Vorjahr: 3.111). Hiervon wurde in 159 Fällen 

(5,2 %) durch Urteil entschieden.  

Bei den 2.751 im Beschlusswege erledigten 

Revisionen erkannten die Strafsenate in 88 

Fällen (3,2 %) auf vollständige Aufhebung 

des Urteils nach § 349 Abs. 4 StPO, in 597 

Fällen (21,7 %) entschieden sie nach § 349 

Abs. 2 und Abs. 4 StPO auf teilweise Aufhe-

bung. Die weit überwiegende Anzahl der 

Revisionen (2.033; 73,9 %) wurde gemäß 

§ 349 Abs. 2 StPO als offensichtlich unbe-

gründet verworfen. In 26 Fällen (0,9 %) 

wurde die Revision nach § 349 Abs. 1 StPO 

als unzulässig verworfen, in 7 Fällen (0,3 %) 

eine Entscheidung nach § 346 Abs. 2 StPO 

getroffen. 

In 146 Fällen (4,8 %) wurde die Revision zu-

rückgenommen oder auf sonstige Weise er-

ledigt. 

 

Ver fahrensdauer  

Von den 159 durch Urteil entschiedenen Re-

visionen waren 34,6 % innerhalb von drei 

Monaten nach Eingang der Akten beim Bun-

desgerichtshof abgeschlossen sowie wei-

tere 35,8 % innerhalb eines Zeitraums von 

sechs Monaten. Bei den Beschlusssachen 

(nach § 349 Abs. 1, 2 und 4 StPO) waren 

85,3 % der Verfahren schon nach drei  Mo-

naten abgeschlossen.  
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Abb.4 Revisionen und Vorlegungssachen in 

Strafsachen im Jahr 2022 (Stichtag Jahres-

ende) 
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Anhängig am Jahresende  

Ende 2022 waren bei den Strafsenaten 768 

Revisionen einschließlich Vorlegungssa-

chen (Vorjahr: 801) anhängig.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbei tsanfa l l  be i  der  erm i t t lungsr ichter-

l ichen Tä t igkei t  

Die Zahl der Maßnahmen bei den Ermitt-

lungsrichtern lag im Jahr 2022 bei 3.298 und 

damit um 54,7 % über der des Vorjahres 

(2021: 2.132). Nachdem die Eingänge im 

Jahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020: 

2.613) deutlich zurückgegangen waren, sind 

sie im Jahr 2022 damit wieder enorm gestie-

gen.  

Im Jahr 2022 waren insgesamt 83 Entschei-

dungen über Anträge auf Erlass eines Haft-

befehls zu treffen (Vorjahr: 50). Auch die 

Zahl der Haftprüfungen liegt mit 17 Fällen 

erheblich über dem Vorjahresniveau 

(2021: 4), ebenso wie die Zahl der Beschul-

digtenvernehmungen mit 72 Fällen (2021: 

27). Die Zahl der sonstigen richterlichen 

Maßnahmen – beispielsweise Entscheidun-

gen über Anträge auf Telekommunikations-

überwachung, auf Erhebung retrograder 

Verbindungsdaten und auf Erlass von 

Durchsuchungs- und Beschlagnahmebe-

schlüssen – ist gegenüber dem Vorjahr um 

52,3 % auf 3.100 gestiegen (2021: 2.035). 

Abb.5 Revisionen und Vorlegungssachen in Strafsachen im Zehnjahresverlauf ab 2011(Stichtag Jahresende) Abb.5 Revisionen und Vorlegungssachen in Strafsachen im Zehnjahresverlauf ab 2011(Stichtag Jahresende) 
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III. Vorlagen an den Gerichtshof der Europäischen Union  (EuGH) 
 

Im Berichtszeitraum gab es elf Vorlagen an den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH).  

Davon entfallen drei auf den I. Zivilsenat, eine auf den VI. Zivilsenat, eine auf den IX. Zivilsenat, 

zwei auf den X. Zivilsenat, eine auf den XI. Zivilsenat, eine auf den XII. Zivilsenat, eine auf den  

Kartellsenat und eine auf den 1. Strafsenat.  

 

 

 

IV. Anfragen des Bundesverfassungsgerichts  
 

Es fielen vier Anfragen des Bundesverfassungsgerichts an. Diese betrafen Verfassungsbe-

schwerden in Bezug auf § 219a StGB a.F., gegen mehrere Vorschriften des Bundeskriminalamt-

gesetzes, in Bezug auf § 362 Nr. 5 StPO und zur Frage der Bestimmung des Beschwerdege-

genstands bei einer Antragserweiterung im Rechtsmittelverfahren. 
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I.  Dokumentationsstelle  

Die Dokumentationsstelle des Bundesge-

richtshofs ist insbesondere für die Doku-

mentation der Entscheidungen sämtlicher 

Instanzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

für die Rechtsdatenbank juris zuständig. Im 

Jahr 2022 wurden über 10.000 Dokumente 

neu in die Datenbank aufgenommen, davon 

nahezu 3.000 Entscheidungen des Bundes-

gerichtshofs. Darüber hinaus hat sie im 

Rahmen der Datenbankpflege über 31.000 

Entscheidungsfundstellen in die Datenbank 

übernommen. In insgesamt rund 60.000 Fäl-

len hat sie die Daten der rund 688.000 Ent-

scheidungen aus dem Bereich der ordentli-

chen Gerichtsbarkeit überarbeitet. Damit er-

füllt die Dokumentationsstelle des Bundes-

gerichtshofs eine zentrale Aufgabe bei der 

Erschließung von Rechtsprechung und Lite-

ratur zum Zivil- und Strafrecht in Deutsch-

land. 

 

II.  Internet 

Die nach dem 1. Januar 2000 ergangenen 

Entscheidungen des Bundesgerichtshofs 

sind über die Internetseite www.bundesge-

richtshof.de abrufbar. Im Jahr 2022 wurden 

annähernd 3.200 Entscheidungen neu auf 

der Homepage des Bundesgerichtshofs ver-

öffentlicht. Die Entscheidungsdatenbank 

umfasste somit zum Ende des Jahres 2022 

über 72.000 Entscheidungen.  

Seit 2011 bietet der Bundesgerichtshof in 

Zusammenarbeit mit der Universität des 

Saarlandes für ausgewählte Entscheidun-

gen die Möglichkeit einer Benachrichtigung 

per E-Mail an, sobald der Volltext der Ent-

scheidung auf der Internetseite des Bundes-

gerichtshofs abrufbar ist. Im Jahr 2022 ha-

ben über 5.500 Personen diesen Service 

genutzt. 

Erfreulich entwickelte sich auch die Nach-

frage nach dem kostenlosen Newsletter des 

Bundesgerichtshofs mit aktuellen Presse-

mitteilungen. Zum Jahresende 2022 wurde 

er an rund 46.200 registrierte Nutzer ver-

sandt.  

Der Bundesgerichtshof ist auch auf Twitter 

vertreten. Die Zahl der Follower ist im Jahr 

2022 weitergewachsen und beträgt derzeit 

rund 24.500.   

Informationsdienste 

10 000 neue Dokumente in der Datenbank 

3 200 neue Entscheidungen auf der Internetseite  

46 200 Nutzer des Newsletters  

24 500 Follower auf Twitter  
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III. Entscheidungsversand 

Der Entscheidungsversand hatte im Jahr 

2022 über 1.000 individuelle Anfragen zu 

bearbeiten, infolge derer ca. 2.500 Ent-

scheidungen verschickt wurden. Die Anfra-

gen stammten sowohl von Privatpersonen 

als auch von Verlagen und Anbietern von 

Rechtsdatenbanken.  

Zusätzlich verschickt der Entscheidungs-

versand in wöchentlichem bzw. monatli-

chem Turnus individuell erstellte Entschei-

dungszusammenstellungen. Hierbei kom-

men 53 verschiedene Filter zum Einsatz. Im 

Rahmen dieser Abonnements wurden im 

Jahr 2022 über 12.000 E-Mails mit mehr als 

330.000 Entscheidungen versandt. 

 

IV. Pressemitteilungen und  

EMöGG 

Im Jahr 2022 veröffentlichte der Bundesge-

richtshof 184 Pressemitteilungen über Ver-

handlungen und Entscheidungen der Se-

nate. Seit April 2018 besteht nach dem Ge-

setz über die Erweiterung der Medienöffent-

lichkeit in Gerichtsverfahren (EMöGG) für 

die Senate des Bundesgerichtshofs die 

Möglichkeit, für die Verkündung von Ent-

scheidungen Ton- und Fernseh-Rundfunk-

aufnahmen sowie Ton- und Filmaufnahmen 

zum Zwecke der öffentlichen Vorführung o-

der der Veröffentlichung ihres Inhalts zuzu-

lassen. Hiervon haben die Senate in 39 Fäl-

len Gebrauch gemacht.  

  

 

V. Bibl iothek 

Die Bibliothek des Bundesgerichtshofs ist 

die größte Gerichtsbibliothek Deutschlands. 

Zu ihr gehört auch die Teilbibliothek beim 

5. und 6. Strafsenat in Leipzig; außerdem ist 

sie für die Bibliothek des Generalbundesan-

walts beim Bundesgerichtshof verantwort-

lich. Die Bibliotheken des Bundesgerichts-

hofs und des Generalbundesanwalts verfüg-

ten zum Ende des Jahres 2022 zusammen 

über rund 470.000 Medieneinheiten. Der 

Bestand umfasst nahezu vollständig die ju-

ristische Literatur von 1800 bis 1970. In der 

Folgezeit wurde der Medienerwerb schwer-

punktmäßig auf zivil - und strafrechtliche Li-

teratur ausgerichtet. Hierfür standen im 

Jahr 2022 aus Mitteln des Bundesgerichts-

hofs und des Generalbundesanwalts rund 

2.000.000 Euro zur Verfügung.  

Die Bibliothek des Bundesgerichtshofs ist 

vorrangig für die Angehörigen des Bundes-

gerichtshofs und des Generalbundesan-

walts tätig. Externe Personen können Medi-

enangebot und Service zu den Öffnungszei-

ten der Informationstheke nutzen, jedoch 

keine Medien entleihen. Im Jahr 2022 wur-

den 1.591 Bibliotheksbesuche durch ex-

terne Personen gezählt. 

 

 

 

1 000 Anfragen beim Entscheidungsversand  

Die Bibliothek umfasst 470 000 Medieneinheiten 

184 Pressemitteilungen  
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Anlage 1 

Anzahl der beim Bundesgerichtshof eingegangenen Revisionen in Zivilsachen seit 1950 

(ab 2002 einschließlich Nichtzulassungsbeschwerden)  

Jahr Revisionen Revisions-
summe 

Ablehnungs-
beschlüsse* 

Vom 
 Berufungs-

gericht  
zugelassene  
Revisionen 

Vom BGH  
zugelassene 
Revisionen 

(§ 544 ZPO) 

Richter-
planstellen 
 insgesamt 
(davon am 

Jahresende 
besetzt) 

1950 628 6.000 DM    64 

1951 1.256   257   

1952 1.282   244   

1953 1.429   175  86 

1954 1.568   181   

1955 1.635   189   

1956 1.599   157  91 

1957 1.717   181   

1958 1.691   144   

1959 1.733   138   

1960 1.813   122  103 

1961 1.823   108   

1962 2.021   136   

1963 2.058   99   

1964 2.128 15.000 DM  84   

1965 1.769   125   

1966 1.689   184  104 

1967 1.940   225   

1968 1.906   167   

1969 2.105 25.000 DM 139 170   

1970 1.659  515 236   

1971 1.823  450 243  107 

1972 1.860  410 245   

1973 1.883  378 249   

1974 2.136  394 243   

1975 2.180 40.000 DM 452 254   

1976 1.832  721 455   

1977 2.028  930 439   

1978 2.117  834 443  110 

1979 2.182  764 421   

1980 2.249  779 492  115 

1981 2.421  895 404   

1982 2.408  951 361   

1983 2.564  988 327   

1984 2.528  1.102 289   

1985 2.805  1.120 288   

1986 2.892  1.377 249   

Anlagen 
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Jahr Revisionen Revisions-
summe 

Ablehnungs-
beschlüsse* 

Vom 
Berufungs- 

gericht  
zugelassene  
Revisionen 

Vom BGH 
 zugelas-

sene Revisi-
onen (§ 544 

ZPO) 

Richter-
planstellen  
insgesamt 
(davon am 

Jahresende 
besetzt) 

1987 3.075  1.368 247   

1988 2.127  1.457 222  120 

1989 3.329  1.546 214   

1990 3.418  1.657 249   

1991 3.159 60.000 
DM** 

1.555 240   

1992 2.889  1.443 213   

1993 3.166  1.406 219   

1994 3.490  1.522 209  123 

1995 3.883  1.631 198   

1996 3.888  1.849 155   

1997 4.198  1.945 173   

1998 4.255  2.141 163   

1999 4.408  1.969 151   

2000 4.440  2.059 156   

2001 4.265  2.095 177  125 

2002 4.595 20.000 
€*** 

2.133 783 15 127 

2003 3.888  2.087 842 138  

2004 3.633  1.696 887 251  

2005 3.233  1.581 703 301  

2006 3.319  1.545 700 349  127 (126) 

2007 3.404  1.508 796 329  127 (125) 

2008 3.230  1.735 760 306  127 (126) 

2009 3.192  1.411 831 240  129 (128) 

2010 3.179  1.592 829 303  129 (128)  

2011 3.357  1.560 874 292  129 (128) 

2012 4.238  1.588 737 260  129 (129) 

2013 4.348  2.119 715 275  129 (129) 

2014 4.158  2.364 776 234  129 (129) 

2015 4.377  2.159 731 249  129 (129) 

2016 4.545  2.251 679 266  134 (134) 

2017 4.127  2.404 641 204  138 (134) 

2018 4.088  2.159 488 190  140 (134) 

2019 3.776  2.317 507 182  152 
(145,5) 

2020 4.644  2.342 1.249 187  152 (152) 

2021 4.933  2.216 807 235  152 (152) 

2022 4.837  1.847 689 189 153 (153) 
 
* Ablehnungsbeschlüsse (§ 554b ZPO a.F.) und seit 1.1.2002 Ablehnung der Zulassung (§ 544 ZPO) 

sowie seit dem 1.9.2004 auch Zurückweisung und Rücknahmen nach Hinweis auf §  552a ZPO 

** Bei einem 60.000 DM übersteigenden Wert der Beschwer in Rechtsstreitigkeiten über vermögens-

rechtliche Ansprüche keine Zulassung erforderlich (§ 546 ZPO a.F.). 

*** Wertgrenze für Nichtzulassungsbeschwerden ( früher: § 26 Nr. 8 EGZPO, nun: § 544 Abs. 2 Nr. 1 

ZPO) 

**** einschließlich 28 nach altem Recht zugelassener Revisionen   
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Anlage 2 

Anzahl der beim BGH in Strafsachen eingegangenen Revisionen  und Vorlegungssachen 

seit 1950 

Jahr Neueingänge 
Revisionen und 

Vorlegungssachen 

Erledigungen 
Revisionen und 

Vorlegungssachen 

Am Jahresende 
noch anhängige 
 Revisionen und  

Vorlegungssachen 

1950 133 49 163 

1951 3.170 2.780 553 

1952 4.364 4.160 757 

1953 3.979 3.522 914 

1954 3.517 3.937 494 

1955 2.829 3.063 260 

1956 2.657 2.680 237 

1957 2.578 2.629 186 

1958 2.481 2.447 220 

1959 2.607 2.626 201 

1960 2.442 2.468 175 

1961 2.425 2.411 189 

1962 2.368 2.393 164 

1963 2.320 2.341 143 

1964 2.436 2.393 186 

1965 2.398 2.376 208 

1966 2.380 2.400 188 

1967 2.751 2.707 232 

1968 2.924 2.933 223 

1969 2.788 2.792 219 

1970 2.978 2.948 249 

1971 2.959 3.017 191 

1972 2.980 2.921 250 

1973 2.940 2.958 232 

1974 3.128 3.097 263 

1975 3.537 3.458 342 

1976 3.675 3.660 357 

1977 3.534 3.566 325 

1978 3.602 3.599 328 

1979 3.727 2.687 368 

1980 3.553 3.574 347 

1981 3.661 3.669 339 

1982 3.758 3.750 347 

1983 4.096 4.106 337 

1984 3.935 3.968 304 

1985 3.571 3.571 304 

1986 3.482 3.460 326 

1987 3.383 3.414 295 

1988 3.396 3.308 383 

1989 3.185 3.276 292 

1990 3.020 3.034 278 

1991 3.273 3.228 323 



 

22 
 

Jahr Neueingänge 
Revisionen und 

Vorlegungssachen 

Erledigungen 
Revisionen und 

Vorlegungssachen 

Am Jahresende 
noch anhängige  
Revisionen und  

Vorlegungssachen 

1992 3.550 3.550 323 

1993 3.889 3.769 443 

1994 3.749 3.823 369 

1995 3.578 3.597 350 

1996 3.429 3.423 356 

1997 3.511 3.523 350 

1998 3.443 3.410 383 

1999 3.192 3.249 326 

2000 2.919 2.891 354 

2001 2.843 2.833 364 

2002 2.684 2.614 434 

2003 2.727 2.694 467 

2004 2.793 2.781 464 

2005 2.845 2.907 413 

2006 2.863 2.936 340 

2007 3.104 2.990 453 

2008 3.167 3.189 431 

2009 3.015 2.950 496 

2010 3.094 3.163 427 

2011 2.956 2.923 460 

2012 3.032 2.971 521 

2013 3.030 2.999 552 

2014 2.976 2.856 672 

2015 2.910 2.920 662 

2016 3.042 2.941 763 

2017 3.168 3.208 723 

2018 3.156 3.007 872 

2019 3.133 3.223 782 

2020 2.980 3.105 657 

2021 3.255 3.111 801 

2022 3.025 3.058 768 
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